
 

 

Drucksache DS-11-1262   Seite 1 von 2 

 Drucksache 

- öffentlich - 

DS-11-1262 

Abteilung Bauabteilung 

Fachbereich Gemeindeentwicklung/Bauleitplanung 

Erstellungsdatum 29.09.2026 

 
 
Information der Ortsräte über die Möglichkeiten des neuen "(Wohnungs-)Bau-Turbos" 
 
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion Beratungsergebnis 

Ortsrat Klostermoor 08.10.2026 zur Kenntnis  

Ortsrat Burlage 03.11.2026 zur Kenntnis  

Ortsrat Collinghorst 05.11.2026 zur Kenntnis  

Ortsrat Langholt 05.11.2026 zur Kenntnis  

Ortsrat Backemoor 11.11.2026 zur Kenntnis  

Ortsrat Westrhauderfehn 16.11.2026 zur Kenntnis  

Ortsrat Rhaudermoor 18.11.2026 zur Kenntnis  

 
Beschlussvorschlag: 
Die Ortsräte nehmen die Informationen über die Möglichkeiten des neuen „(Wohnungs-)Bau-Turbos“ 
zur Kenntnis. 
 

 
Begründung: 
Der Rat der Gemeinde Rhauderfehn hat in seiner Sitzung am 01.07.2026 beschlossen, dass alle 
Ortsräte über die Möglichkeiten des neuen „Bau-Turbos“ informiert werden sollen. 
 
Der „Bau-Turbo“ ist eine zeitlich befristete Sonderregelung im Baugesetzbuch (BauGB), die den 
Wohnungsbau schneller und flexibler ermöglichen soll. Die Reform trat am 30. Oktober 2025 in Kraft 
und gilt zunächst bis 31. Dezember 2030. Hierzu wurden für den Wohnungsbau erhebliche 
Abweichungsmöglichkeinen von bauplanungsrechtlichen Vorschriften in das Baugesetzbuch 
aufgenommen. 
 
Der Kern des Bauturbos ist der neue § 246 e BauGB. Diese neue Regelung ist befristet bis Ende 2030. 
Demnach können Kommunen für Wohnbauvorhaben von allen bauplanungsrechtlichen Vorgaben 
abweichen. Hierfür ist eine ausdrückliche Zustimmung der Kommune erforderlich (Sicherstellung der 
Planungshoheit der Kommune).  
 
Zusätzlich zur Einführung von § 246e wurden weitere Änderungen im BauGB vorgenommen, um eine 
Verdichtung und den Wohnungsbau zu erleichtern. Diese Änderungen sind nicht befristet. 
 
Nach § 31 Absatz 3 BauGB ist eine vereinfachte Befreiung von den Festsetzungen eines 
Bebauungsplanes für Wohnbauvorhaben möglich. Diese Flexibilisierung wurde geschaffen, um 
zusätzliche Wohnungen zu schaffen, ohne erst langwierige Planänderungen anzustoßen. Hierfür ist 
ebenfalls eine ausdrückliche Zustimmung der Kommune erforderlich (Sicherstellung der 
Planungshoheit der Kommune). 
 
Im unbeplanten Innenbereich (also in Siedlungsbereichen ohne Bebauungsplan) wird die 
Neuerrichtung von Wohngebäuden nach § 34 Absatz 3b BauGB zukünftig auch dort ermöglicht, wo sie 
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sich nicht klassisch in den bestehenden Bebauungs- oder Nachbarschaftszusammenhang einfügen. 
Diese Regelung soll die Nachverdichtung stärken und macht Baugenehmigungen im Innenbereich 
planungsrechtlich leichter möglich. Auch hier ist eine ausdrückliche Zustimmung der Kommune 
erforderlich.  
 
Die Anwendung des sogenannten „Bauturbos“ (§ 246e BauGB) auf Außenbereichsflächen (§ 35 
BauGB) ist rechtlich eng begrenzt. Der Bau-Turbo eröffnet keine allgemeine Möglichkeit, beliebige 
Außenbereichsflächen zu Bauland zu machen. Der Bau-Turbo gilt zwar grundsätzlich auch für den 
Außenbereich, allerdings nur bei Grundstücken mit einem engen räumlichen Zusammenhang zu 
bestehenden Siedlungsbereichen. 
 
Aus den vorgenannten Ausführungen wird deutlich, dass für die Anwendung dieser neuen Vorschriften 
immer die Zustimmung der Gemeinde erforderlich ist. Ohne eine Zustimmung finden diese Regelungen 
keine Anwendung. Dabei kann die Gemeinde ihre Zustimmung an Bedingungen knüpfen (z.B. 
qualitative, städtebauliche Auflagen oder Verpflichtungen zur Errichtung von sozialem Wohnraum). Die 
Gemeinde hat bei der Zustimmungserteilung weite Gestaltungsfreiheit, muss dabei aber die 
Anforderungen des Gleichheitssatzes nach Artikel 3 des Grundgesetztes beachten. Zu berücksichtigen 
ist zudem noch, dass das sonstige Fachrecht (z.B. Naturschutzrecht, Immissionsschutzrecht, 
Denkmalschutzrecht, Wasserrecht) weiterhin Anwendung findet. 
 
Aus der beigefügten Präsentation können die Eckpunkte des Bau-Turbos entnommen werden (Anlage 
1). 
 
Für kleinere Kommunen eignet sich der Bau-Turbo besonders für Baulückenschließung im Ortskern, 
Umnutzung leerstehender Gewerbe- oder Hofstellen sowie moderate Nachverdichtungen. Weniger 
geeignet ist der Bau-Turbo dagegen für Neubaugebiete „auf der grünen Wiese“ sowie für Projekte mit 
erheblichem Konfliktpotenzial. 
 
Der Rat der Gemeinde Rhauderfehn hat entschieden, dass zunächst keine grundsätzlichen Leitlinien 
bezüglich des Umgangs mit dem Bau-Turbo erstellt werden. Die Entscheidung über die gemeindliche 
Zustimmung im Rahmen des sog. Bauturbos nach § 36a BauGB bzw. § 246e i.V.m. §36a BauGB bleibt 
bis auf Weiteres in jedem Einzelfall dem Verwaltungsausschuss vorbehalten. 
 
Das bedeutet, dass bei der Gemeinde Rhauderfehn formlose Anträge gestellt werden können. Aus dem 
Antrag sollte hervorgehen für welches Grundstück der Antrag gestellt wird und was gebaut werden soll. 
Grundsätzlich wird empfohlen, eine Vorabstimmung mit der Gemeindeverwaltung vorzunehmen. Die 
Anträge werden dann dem Verwaltungsausschuss zur Beschlussfassung vorgelegt. 
 
 
  Abteilungsleiter  Bürgermeister 
 
 
 

    

  Taaks  Müller 
 
Anlage(n): 
1. Präsentation Bauturbo Ortsräte 


	Begründung:

